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„Verkomplizierungs-Tsunami“ im Steuersystem
Wirtschaftsweiser Wiegard kritisiert Beratungsresistenz von Schwarz-Gelb nach 100 Tagen
Von Gerald Schneider

Der Staat will Steuern senken
und Ausgaben erhöhen. Und
das ist mit den Grundre-

chenarten nicht vereinbar.“ Eine
Lösung dieses Dilemmas erwartet
der Regensburger Volkswirtschafts-
professor Wolfgang Wiegard von der
schwarz-gelben Bundesregierung.
Und da die Politik eine entsprechen-
de Antwort nach den ersten 100 Ta-
gen ihrer Arbeit schuldig geblieben
ist, hat das Mitglied im Sach-
verständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung den Vertretern der
„Wunschkoalition“ in Berlin bei ei-
ner Veranstaltung der Wirtschafts-
junioren am Mittwochabend in Re-
gensburg einen gar holprigen Start
attestiert. Miriam Gruß, Bundes-
tagsabgeordnete und Generalsekre-
tärin der FDP in Bayern, und Stefan
Müller, Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der CSU-Landesgrup-
pe im Bundestag und bayerischer
JU-Chef, hatten es dann auch nicht
leicht, die Positionen ihrer Parteien
zu verteidigen.

Zwar habe jede Regierung zu-
nächst Schwierigkeiten, die Arbeit
aufzunehmen. Dass angesichts der
Folgen der Finanz- und Wirtschafts-
krise die Regierung jedoch noch kei-
ne „konzeptionellen Überlegungen
angestellt hat, die öffentlich be-
kannt geworden wären“, wirft Wie-
gard Union und FDP vor. Dabei sei
es geboten, nach dem „Gau“ in der
Volkswirtschaft mit einem Einbruch
des Bruttoinlandsprodukts um fünf
Prozent, „Aufräumarbeiten“ zu
leisten.Vielleicht, so hofft Wiegard,
werde die Politik nach der Land-
tagswahl in Nordrhein-Westfalen
endlich Farbe bekennen. 

Es sei durchaus richtig gewesen,
Schulden zu machen, um die Folgen
der Wirtschaftskrise abzufedern.
Doch die Verschuldung müsse zu-
rückgefahren und der Staatshaus-
halt konsolidiert werden. Auch auf-
grund der „Schuldengrenze“ beste-
he ein Konsolidierungsbedarf von 40
Milliarden Euro bis zum Jahr 2016.
Von Wirtschaftswachstum allein
verspricht sich der Wirtschaftsweise
keine ausreichende Wirkung. Zu-
dem habe die Bundesregierung hier-
zu bislang kaum Vorschläge unter-
breitet.

Die versprochenen Steuersenkun-
gen seien ein legitimes politisches
Gestaltungsmittel. Als völlig falsch

erachtet Wiegard indes die Ent-
scheidung zur Senkung des Mehr-
wertsteuersatzes für Hotelüber-
nachtungen. Auch die Ausrede der
Politik, sie habe dies ja vor der Wahl
so angekündigt, ändere daran
nichts. Die Regierung habe sich da-
mit gegen den Rat sämtlicher Exper-
ten „außer des Hotel- und Gaststät-
tenverbandes“ gestellt. Der geplan-
ten Kommission, die den Anwen-
dungsbereich des ermäßigten Um-
satzsteuersatzes „entrümpeln“ soll,
bleibe nur, diese Entscheidung wie-
der zurückzunehmen, ebenso wie
„die Steuerermäßigung für Skilifte,
getrocknete Schweineohren oder
künstliche Tierbesamungen.“ Die
Regierung sei angetreten, das Steu-
ersystem zu vereinfachen, das Ge-
genteil sei aber erreicht worden.
„Wenn das der Weg ist, das Steuer-
system zu vereinfachen, dann hab
ich richtig Angst davor, dann be-
kommen wir einen Verkomplizie-
rungs-Tsunami im Steuersystem“,
meinte Wiegard. 

Zudem dürften Steuererleichte-
rungen nicht dauerhaft über Neu-

verschuldung finanziert werden.
Vorschläge zur Gegenfinanzierung
vermisst Wiegard. Da Union und
FDP Steuererhöhungen bereits aus-
geschlossen hätten, bliebe nur der
Weg der Aufgabenkürzung. Doch
auch dazu sieht Wiegard keine Kon-
zepte. Auch eine lineare Aufgaben-
kürzung quer durch alle Bereiche
reiche bei Weitem nicht aus, um den
notwendigen Konsolidierungsbe-
darf nur annähernd zu decken. 

Verwundert ist Wiegard über die
„Sprachlosigkeit der Politik beim
Thema Konsolidierung“. Für den
Professor steht fest: „Ohne Belas-
tungen geht es nicht, aber die Regie-
rung sagt nicht, wer bezahlen soll.“
Kontakt zum Sachverständigenrat
habe die neue Regierung in ihren
ersten 100 Tagen im Amt noch nicht
aufgenommen, doch Wiegard hofft,
dass die schwarz-gelbe Regierung
ihre „Beratungsresistenz“ bald auf-
geben wird. 

Miriam Gruß gab zu bedenken,
dass die Politik sich dem Sparen
verpflichtet habe, da es aus Sicht
der Liberalen besser sei, das Geld

bei Bürgern und Unternehmen zu
belassen und es nicht staatlich
„großgönnerhaft“ umzuverteilen.
Ebenso wie Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) beschwor sie das Bild
der „Schwäbischen Hausfrau“ als
Leitmotiv für staatliches Handeln.
Anstatt sich mit abstrakten Milliar-
denbeträgen zu beschäftigen, sollte
das Augenmerk besser auf Maßnah-
men gerichtet sein, die die Menschen
auch spüren könnten. Und mit den
beschlossenen Entlastungen sei dies
geschafft. 

Stefan Müller unterstrich, dass
mit dem Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz Hindernisse für Investi-
tionen abgebaut und damit Impulse
für Wachstum gesetzt worden seien.
Unternehmen würden entlastet, bei
der Erbschaftsteuer seien Korrektu-
ren vorgenommen worden und Fa-
milien würden spürbare Entlastung
erfahren. Auch die Steuererleichte-
rung für Hotels verteidigte Müller
gegen Wiegards Kritik. 

„Erfolge“, meinte Wiegard, seien
trotz allem auch bei Schwarz-Gelb
„nicht auszuschließen“.

Wolfgang Wiegard fordert von Schwarz-Gelb klare Konzepte zur Konsolidierung des Staatshaushaltes.
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China will „nicht Händchen halten“ mit USA
Peking bereitet Führungswechsel vor – Reich der Mitte unreif für weltpolitische Verantwortung
Von Andreas Landwehr, dpa

Der Ton wird schärfer, die La-
ge komplizierter. Plötzlich
erscheinen die Beziehungen

zwischen den USA und China un-
aufhaltsam im Abwärtstrend. Wer
der chinesischen Rhetorik folgt,
kann schwerlich einen anderen Ein-
druck gewinnen. Die amerikani-
schen Waffenlieferungen an Taiwan
hätten „ernsthaft geschadet“, klagt
die Regierung in Peking und droht
mit Sanktionen gegen US-Firmen.
Und sollte US-Präsident Barack
Obama wie beabsichtigt den Dalai
Lama treffen, werde die politische
Grundlage der Beziehungen
„schwer untergraben“. Peking wer-
de Maßnahmen ergreifen.

Nach anfänglichem Schmusekurs
verstärkt auch Obama den Druck:
China soll endlich seine Währung
entsprechend seiner gewachsenen
wirtschaftlichen Stärke aufwerten
und seine Märkte weiter öffnen,
lautet seine Botschaft. „Wenig hilf-
reich“, kontert Peking stur. Kein
Zweifel, ob Taiwan oder Tibet, der
Währungsstreit, Schutzzölle, Han-
delsspannungen oder der Kampf
des US-Internetkonzerns Google
gegen die Zensur in China – von
Kooperation der beiden wichtigsten
Nationen der Erde kann heute

kaum die Rede sein. Zehn Wochen
nach dem Besuch von Obama in
China setzt Ernüchterung ein. Der
neue US-Präsident war leise aufge-
treten, um China in die Lösung glo-
baler Probleme einzubinden, doch
der gescheiterte Klimagipfel in Ko-
penhagen demonstrierte dann mehr
als jedes andere Ereignis, dass Chi-
na noch nicht zur weltpolitischen
Verantwortung bereit ist. 

„Nachdem es Peking monatelang
die Hand ausgestreckt hat, begreift

das Obama-Team, dass Peking
nicht die Absicht hat, Händchen zu
halten“, schrieb Elizabeth Eco-
nomy, Asiendirektorin der US-
Denkfabrik Council for Foreign Re-
lations, in ihrem Blog. Unbestreit-
bar ist indes, dass auf beiden Seiten
auch starke innenpolitische Kräfte
am Werk sind.

So steht Obama durch die Wahl-
niederlage seiner Demokraten in
Massachusetts und die Gesund-
heitsreform an der Heimatfront un-

ter Druck. Und in China wird ein
Machtwechsel vorbereitet, der 2012
eine völlig neue Führungsgenerati-
on hervorbringen wird. Es wird um
Macht, Einfluss und viel Geld ge-
rangelt, bevor in zwei Jahren die
„Kronprinzen“, Vizepräsident Xi
Jinping und Vizepremier Li Keqi-
ang, an die Spitze vorrücken.

Ein westlicher Botschafter stellt
„eine enorme Nervosität in der No-
menklatura“ fest, verweist auf den
verschärften Ton, die politische
Verhärtung und die strenge Zensur.
Auch ausländische Geschäftsleute
berichten von einer bislang unge-
kannten Anspannung in den Etagen
der Staatskonzerne und einer teils
antiwestlichen, nationalistischen
Stimmung, verstärkt durch die Aus-
wirkungen der Weltwirtschaftskri-
se. In der politischen Ungewissheit
des Generationswechsels „will kein
chinesischer Führer als politisches
Weichei erscheinen“, sagt Robert
Lawrence Kuhn, Autor des Buches
„Wie Chinas Führer denken“. 

Da können sich China und die
USA noch so einig sein, dass ihr
Verhältnis „das wichtigste“ des 21.
Jahrhunderts ist, von einer Koope-
ration im Sinne der viel beschwore-
nen „Gruppe der zwei“ zur Lösung
globaler Herausforderungen sind
sie dennoch weit entfernt. 

Handel zwischen China und den USA
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Schwarz-Gelb will
attraktiver werden

Nach dem Stolperstart der
schwarz-gelben Bundesre-
gierung bemühen sich Union

und FDP um eine bessere Außendar-
stellung. „Beschlüsse, die wir in der
Koalition gemeinsam getroffen ha-
ben, sollten auch gemeinsam nach
außen vertreten werden. Da sollten
sich alle künftig stärker dran hal-
ten“, sagte Kanzleramtsminister
Ronald Pofalla (CDU) am Donners-
tag. Auch FDP-Fraktionschefin Bir-
git Homburger hält das Bild der Ko-
alition für verbesserungsbedürftig.

Unions-Fraktionschef Volker
Kauder (CDU) relativierte die Start-
schwierigkeiten und verwies auf die
Koalitionen unter Bundeskanzler
Helmut Kohl (CDU). „Da hat es in
meiner Partei oft geheißen ‚Ver-
fluchte Hacke, wedelt jetzt wieder
der Schwanz mit dem Hund?‘“. Po-
falla forderte dennoch mehr Diszip-
lin von den Bündnispartnern ein.

CDU-Generalsekretär Hermann
Gröhe äußerte sich ähnlich. „Wir ha-
ben bisher gute Entscheidungen ge-
troffen, die Deutschland weiterbrin-
gen.“ Positiv sei etwa die Entlastung
von Familien und die Reform von
Unternehmens- und Erbschafts-
steuer. „Dass wir diese wichtigen
Beschlüsse nicht stärker betont, son-
dern unnötige Diskussionen über die
übernächsten Fragen geführt haben,
war in der Tat keine Meisterleis-
tung“, räumte Gröhe ein.

Insgesamt fiel die Bilanz der Ko-
alitionspartner über die Ergebnisse
der ersten 100 Tage schwarz-gelber
Bundesregierung positiv aus. In ei-
nem gemeinsamen Schreiben lobten
Kauder, Homburger und CSU-Lan-
desgruppenchef Hans-Peter Fried-
rich das „Krisenmanagement“ von
Schwarz-Gelb und kündigten für
die nächsten Monate Konzepte in
den Bereichen der Energie-,Arbeits-
und Gesundheitspolitik an.

Die Benotung fiel etwas nüchter-
ner aus. Der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der Unions-Fraktion,
Peter Altmaier (CDU), erteilte der
Regierung nur eine mittelmäßige
Bewertung. Die Gesamtnote wäre
ein gutes Befriedigend, sagte er. Es
nutze den Koalitionspartnern nicht,
wenn sie sich gegeneinander profi-
lierten.Am Ende der Legislaturperi-
ode rechne er damit, die Note „gut
bis sehr gut“ vergeben zu können,
fügte der CDU-Politiker hinzu.

Homburger bewertete die Ergeb-
nisse der Bundesregierung mit
„gut“. Die Erfolge seien allerdings
noch nicht im Bewusstsein der Bür-
ger angekommen, sagte sie.

Eine verheerende Bilanz der Re-
gierungsarbeit zog hingegen die Op-
position. SPD-Fraktionschef Frank-
Walter Steinmeier sagte: „Ich kann
mich nicht erinnern, dass eine Bun-
desregierung jemals so schlecht ins
Amt gestartet ist wie diese.“ Er be-
tonte: „Das waren 100 Tage ohne
Vorbereitung, voller Fehler und Pan-
nen.“ Und fügte hinzu: „Was die
Schulnote angeht, müssen wir zu ei-
nem eindeutigen Mangelhaft kom-
men. Mangelhaft minus.“

Die designierte neue Spitze der
Linkspartei gab der Koalition eine
glatte „6“. Die Regierung von Mer-
kel sei bestechlich, unfähig, unsozi-
al, unökologisch und „kriegerisch“,
sagte die designierte Parteichefin
Gesine Lötzsch. „Diese Regierung
ist eine Belastung für Deutschland“,
resümierte der designierte Ko-Vor-
sitzende Klaus Ernst.

Die Grünen-Vorsitzende Claudia
Roth bezeichnete die bisherige Leis-
tung von Schwarz-Gelb als „virtuel-
le Politshow“ mit „unklarem Dreh-
buch“. „Es sind die Lobbys und ihre
Interessenvertreter, die durchregie-
ren“, sagte sie.

Erneute Attacken auf die FDP ka-
men trotz der Aufrufe zur Geschlos-
senheit vom Koalitionspartner CSU.
Generalsekretär Alexander
Dobrindt kritisierte: „Die Liberalen
haben einen großen Wunschkatalog,
den sie immer wieder vorbeten.“ Re-
gierung unterscheide sich aber nun
mal von Opposition dadurch, dass
man „tragfähige Lösungen für kon-
krete Anforderungen finden muss“.

Mey Dudin, ddp


